
WESHALB MÜSSEN WIR DAS
REFERENDUM SCHÜTZEN?

 Das Referendum ist unser Veto-
und Kontrollrecht.

 Es stellt sicher, dass nur gilt, was
auch wirklich von einer Mehrheit in
der Bevölkerung mitgetragen wird.

 Es verlangt die Zusammenarbeit
der politischen Vertreter und mit uns
BürgerInnen.

 Es wirkt dahin, dass nicht nur
eine politische Mehrheit regiert, die
nur 35% der Wahlberechtigten vertritt.
Mit ihm muss auf die Argumente aller
geachtet werden. So können sich mehr
Menschen mit den Entscheidungen
identifizieren.

 Das bewirkt das Referendum al-
lein damit, dass es existiert und ohne
dass es angewandt werden muss.

 Es verpflichtet zum Hinhören,
zum Ernstnehmen anderer, zum Dia-
log und zur Suche nach Konsens.

Es ist der erste und entscheidende
Schritt von einer Parteien- zu
einer Bürgerdemokratie.

SVP - LEGA - FORZA ITALIA
wollen das

REFERENDUM
abschaffen

Mit diesem Instrument
können wir die Gesetze

kontrollieren.
Das Referendum vom

29.5. ist das beste Beispiel!

RETTE das

REFERENDUM
Stimme mit

NEIN

Geh am 29.5.
abstimmen

WER UNTERSTÜTZT UNS
BÜRGER*INNEN UND DAS

REFERENDUM?

https://www.dirdemdi.org/refer
endum-rettet_referendum.html

Silbergasse 15 Via Argentieri
Bozen / Bolzano
Tel. 0471 324987
info@dirdemdi.org

Mit dem Gesetz von SVP, Lega
und FI sollen abgeschafft werden

das Referendum über die einfa-
chen Landesgesetze, das Herzstück der
Direkten Demokratie. Mit ihm können
die BürgerInnen die Gesetzgebung ihrer
politischen Vertreter kontrollieren;

die Unabhängigkeit des vom Ge-
setz vorgesehenen, aber nie eingerich-
teten Büro für politische Bildung und
Partizipation. Es würde unter die Kon-
trolle des Landtagspräsidiums gestellt,
das aus 5 SVP-Mitgliedern und einem
der Opposition besteht (Art. 11,12,13);

die Unabhängigkeit der Redak-
tion des Abstimmungsheftes. Sie würde
dem Landtagspräsidium übertragen (Art.
13);

die gleichberechtigte Wiedergabe
der Für-und-Wider-Positionen im Ab-
stimmungsheft. Der verfügbare Platz
würde an die Zahl der Landtagssitze
gebunden, die dahinter stehen (Art. 13);

die Möglichkeit der Einberufung
von ausgelosten Bürgerräten durch
die BürgerInnen (Art. 10);

der Schutz der sozialen Minderhei-
ten in den Volksabstimmungen (Art. 3);

der Schutz der Sprachgruppen in
sensiblen Fragen (Art. 4, Abs. 2 und 3
im LG 22/2018), durch ein in beson-
deren Fällen nötiges "Doppeltes Mehr",
also eine zweifache Mehrheit (Art. 3).


